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I. Allgemeines

1. Überblick: Kollektives Arbeitsrecht






Kollektives Arbeitsrecht




Betriebsverfassungsrecht




Tarifvertragsrecht



(Gesetz: BetrVG)





(Gesetz: TVG)


Betriebsrat
<==>
Arbeitgeber



Gewerkschaft
<==> Arbeitgeber(-verband)






Einigungsstelle






Streik



Betriebsvereinbarung





    Tarifvertrag



(Wirkung: § 77 Abs. 4 Satz 1 BetrVG,



    (Wirkung: § 4 Abs. 1 Satz 1 TVG,



für alle Betriebsangehörigen)




    für Tarifgebundene)

2. Überblick: Mitwirkung der Arbeitnehmer an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen



                                                         Arbeitnehmer


Mitwirkung des Einzelnen
Mitwirkung durch Kollektive


Abschluß des

Arbeitsvertrags
§§ 81ff. BetrVG
Betrieb: Betriebsrat
Unternehmen/

Konzern: Aufsichtsrat
Verband: Tarifpartner

3. Exkurs: Mitbestimmung im Unternehmen (gehört rechtskonstruktiv zum Gesellschaftsrecht)
Die Mitbestimmung auf Unternehmensebene ist rechtsformabhängig. Sie besteht nach allen Gesetzen nur für Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaft, GmbH, KG a.A.) und wird dadurch vollzogen, daß ein wichtiges Gesellschaftsorgan mit Vertretern der Arbeitnehmerseite besetzt wird und diese so an den unternehmerischen Entscheidungen teilhaben. Die Regelungen dazu finden sich im

a)
Betriebsverfassungsgesetz 1952: (§§ 76ff.) Bei mehr als 500 Arbeitnehmern 1/3 Arbeitnehmer im Aufsichtsrat

b)
Mitbestimmungsgesetz 1976: Bei mehr als 200 Arbeitnehmern: 1/2 Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat aber Doppelstimmrecht des Anteilseigner-Vorsitzenden im Pattfall.

c)
Montanmitbestimmungsgesetz: Bei mehr als 1000 Arbeitnehmern und Unternehmensgegenstand Montanindustrie: 1/2 Arbeitnehmer im Aufsichtsrat, Anteilseigner- und Arbeitnehmervertreter wählen 11. Mitglied.

II. Betriebsverfassungsrecht

1. Beteiligte Akteure:


a) Wirtschaftliche Akteure:

aa)
Betrieb = Arbeitsorganisatorische Einheit - Organisatorische Zusammenfassung von personellen und sachlichen Mitteln, mit denen der Arbeitgeber fortgesetzt einen arbeitstechnischen Zweck verfolgt (z.B. Filiale, Werk). Gemeint ist nur Privatbetrieb, § 130 BetrVG. Kennzeichnend für den selbständigen Betrieb ist ein einheitlicher Leitungsapparat (Personalleitung).

· Betriebsteil = unselbständiger Teil des Betriebs, dem Teilfunktion bei Erreichung des Betriebszwecks zukommt (§ 4 BetrVG: Betriebsrat kann gewählt werden, wenn 1. mindestens 5 AN und 2. räumlich weit entfernt oder „relativ“ eigenständig)

· Nebenbetrieb = selbständiger Betrieb, dessen Funktion es aber ist, den Hauptbetrieb zu unterstützen (Betriebsrat kann gewählt werden, wenn mindestens 5 AN)

bb)
Unternehmen = Wirtschaftliche Einheit - Organisationseinheit, innerhalb derer der Unternehmensinhaber einen wirtschaftlichen Zweck verfolgt, der hinter dem arbeitstechnischen Zweck des Betriebes steht.

cc)
Konzern = Rechtlicher Verbund mehrerer Unternehmen (vgl. § 18 AktG)

ad) Verband = Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände


b) Arbeitnehmervertretung in Betrieb und Unternehmen:

aa)
Betriebsrat, §§ 1,4 BetrVG.

bb)
Gesamtbetriebsrat, §§ 47ff. BetrVG: bei mehren Betrieben und Betriebsräten im Unternehmen muß ein Gesamtbetriebsrat errichtet werden, der für Fragen zuständig ist, die mehrere Betriebe oder das Gesamtunternehmen betreffen.

cc)
Konzernbetriebsrat, §§ 54ff. BetrVG: bei einem Konzern kann ein Konzernbetriebsrat auf Initiative der Gesamtbetriebsräte errichtet werden, der eine zwingende und eine fakultative Zuständigkeit besitzt (§ 58 Abs. 1 und Abs. 2 BetrVG).

dd)
Betriebsversammlung, §§ 42ff. BetrVG.

ee)
Wirtschaftsausschuß, §§ 106ff. BetrVG: muß in Unternehmen mit in der Regel mehr als 100 beschäftigte Arbeitnehmern gewählt werden.

ff)
Jugend- und Auszubildendenvertretung, §§ 60ff. BetrVG: in Betrieben mit mindestens fünf Arbeitnehmern, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder in einem Berufsausbildungsverhältnis stehen und das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

gg)
Schwerbehindertenvertretung: gem. § 32 BetrVG i.V.m. §§ 93 ff. SGB IX kann eine Vertretung der Schwerbehinderten an allen Sitzungen des Betriebsrats und dessen Ausschüssen teilnehmen.

Die Arbeitnehmer sind außerdem vertreten in der:

Einigungsstelle, §§ 76ff. BetrVG: Sie dient zur Beilegung innerbetrieblicher Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat und ist nur bei Bedarf zu bilden. Sie besteht aus einem unparteiischen Vorsitzenden und Beisitzern, die je zur Hälfte von Arbeitgeber und Betriebsrat benannt werden.

c) Beispiel:



Konzern





Unternehmen 1




Unternehmen 2


Betrieb 1
Betrieb 2

Nebenbetrieb



    Betrieb 3










Betriebsteil 1

Betriebsteil 2

2.
Der Betriebsrat


a) Rechtsnatur und Funktion:

aa)
Rechtsnatur und Pflichten des Betriebsrats:



Er ist Kollegialorgan, aber keine vollrechtsfähige juristische Person. Er übt als gewählte Vertretung der Arbeitnehmer des Betriebs für diese die Mitbestimmungsrechte aus, ist aber nicht der Stellvertreter der Arbeitnehmer i.S.d. §§ 164ff. BGB. Die Kosten für ihn (und für die Einigungsstelle) trägt der Arbeitgeber, §§ 40 und 76a BetrVG. 



Die allgemeinen Aufgaben des Betriebsrats ergeben sich aus § 80 BetrVG. Der Betriebsrat wacht mit dem Arbeitgeber auf die Einhaltung des Diskriminierungsverbots gem. § 75 BetrVG.



Betriebsrat und Arbeitgeber sind gem. § 2 Abs. 1 BetrVG zur vertrauensvollen Zusammenarbeit verpflichtet (Kooperationsgebot, vgl. auch § 74 Abs. 1 BetrVG). Maßnahmen des Arbeitskampfs sind unzulässig, § 74 Abs. 2 BetrVG (Friedenspflicht). Auch darf sich der Betriebsrat nicht parteipolitisch betätigen, § 74 Abs. 3 BetrVG.



Überblick: Pflichten und Sanktionen von Betriebsratsmitgliedern

ggü. Arbeitgeber

Arbeits-
Treue-

Inhaltsgleiche Vertrags-

Friedens-
Verschwie-
Rücksichts-

pflicht
pflicht

und Amtspflichten

pflicht u.a.
genheitspfl.
Pflicht

(§ 611 BGB)
(§ 242 BGB)




(§§ 74,75 BetrVG)
(§ 79 BetrVG)
(§ 2 BetrVG)



Sanktionen:






Sanktionen:


§§ 280, 823 BGB,
( Simultantheorie(

Amtsenthebungsverfahren gem. § 23 


Kündigung







BetrVG, Unterlassungsanspruch des Ar-










beitgebers



bb)
Rechte der Betriebsratsmitglieder:



(1) Kündigungsschutz: Betriebsratsmitglieder werden durch § 15 KSchG geschützt. Während der Amtszeit ist eine außerordentliche Kündigung nur nach Einwilligung des Betriebsrats, hilfsweise des Arbeitsgerichts möglich (§ 103 BetrVG), eine ordentliche Kündigung ist ausgeschlossen (außer § 15 Abs. 4 KSchG). Die ordentliche Kündigung ist auch von der Aufstellung des Wahlvorschlages an und bis ein Jahr nach Ende der Amtszeit ausgeschlossen (Vor- und Nachschutz).



(2) Betriebsratsmitglieder sind von der Arbeit ohne Lohnminderung freizustellen, soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist (§ 37 Abs. 2 BetrVG). Eine völlige Freistellung ist ab 200 Arbeitnehmern im Betrieb möglich. Zudem sind sie gem. § 37 Abs. 6 BetrVG auf Kosten des Arbeitgebers für erforderliche und gem. § 37 Abs. 7 BetrVG auf eigene Kosten für geeignete Schulungs- und Bildungsveranstaltungen freizustellen. Dabei genießen die Betriebsratsmitglieder vollen Entgeltschutz nach dem Lohnausfallprinzip.



cc) Verhältnis zu Gewerkschaften (politisch umkämpft): 



Der Betriebsrat ist kein Gewerkschaftsorgan, vielmehr dem Wohl der Arbeitnehmer und des Betriebs verpflichtet (§ 2 Abs. 1 BetrVG) und gem. § 75 BetrVG zur Neutralität bzw. Gleichbehandlung verpflichtet. Er kann sich aber von der Gewerkschaft beraten lassen (vgl. § 2 Abs. 1 BetrVG). Gewerkschaftsbeauftragten ist nach § 2 Abs. 2 BetrVG sogar Zugang zum Betriebsgelände zu gewähren. Der Betriebsrat und seine Mitglieder dürfen keine führende Rolle im Arbeitskampf übernehmen, § 74 Abs. 2 BetrVG (absolute Friedenspflicht). Weitere Rechte der Gewerkschaften u.a.: Initiative zur Errichtung des Betriebsrates (§§ 16, 17 BetrVG), Wahlanfechtung (§ 19 Abs. 2 BetrVG), Teilnahme an Betriebsratssitzung, (§ 31 BetrVG).

b) Wahl des Betriebsrats

Ein Betriebsrat wird grundsätzlich auf Betriebsebene gewählt. Die Wahl ist entgegen des Wortlauts des § 1 BetrVG freiwillig. Voraussetzungen:

aa)
Es muß sich entweder um einen Betrieb gem. § 1 BetrVG oder um einen selbständigen Betriebsteil gem. § 4 BetrVG handeln

bb)
Dort müssen mind. 5 wahlberechtigte Arbeitnehmer beschäftigt sein

· Arbeitnehmerdefinition in § 5 BetrVG (keine leitenden Angestellten)

· Wahlberechtigung ergibt sich aus § 7 BetrVG (ab 18 Jahre)

cc)
Von denen drei wählbar sind (Wählbarkeit ergibt sich aus § 8 BetrVG [6 Monate beschäftigt und wahlberechtigt])

Die Durchführung der Wahl ergibt sich aus §§ 7ff. BetrVG und der Wahlordnung, vgl. § 126 BetrVG (z.B. Wahl alle vier Jahre, § 13 BetrVG; Mitgliederzahl, § 9 BetrVG)

c) Besprechungsfall 1:

A ist Vorsitzender des Betriebsrats der Harilo-Süßwaren GmbH. Sein Verhältnis zum Geschäftsführer X der GmbH ist gespannt. A übt als Industriekaufmann eine Tätigkeit als Sachbearbeiter aus. Seine Arbeitszeit endet freitags um 16:00 Uhr. Am Freitag, dem 31.5.2002, verläßt er um 13:30 Uhr das Betriebsratsgebäude, wobei er gegenüber dem Pförtner erklärt, „er gehe zur Gewerkschaft“. Er begibt sich zur örtlichen DGB-Geschäftsstelle, um mit dem Rechtssekretär einige Rechtsfragen zu besprechen., die im Rahmen der Betriebsratsarbeit angefallen sind.

Als X vom Vorgehen des A Kenntnis erhält, rügt er umgehend das „eigenmächtige Entfernen vom Arbeitsplatz“ ohne Abmeldung beim Vorgesetzten. Im Wiederholungsfall droht er kündigungsrechtliche Konsequenzen an.

Am Freitag, dem 7.6.2002, verläßt A unter denselben Umständen den Betrieb. Daraufhin entschließt sich X dem A zu kündigen. Am Montag, dem 10.6.2002, leitet er das Kündigungsschreiben dem Betriebsrat mit der Bitte um Zustimmung zur außerordentlichen Kündigung zu. In seiner Sitzung vom 12.6.2002 verweigert der Betriebsrat die Zustimmung. 

1. Was kann die GmbH unternehmen?

2. Wie würde das Gericht entscheiden?

3. Könnte die GmbH die „Absetzung“ des A als Betriebsratsmitglied erreichen?




3. Betriebliche Mitbestimmung der Arbeitnehmer

a) Bereiche der Mitbestimmung:







Mitbestimmung in


sozialen Angelegenheiten
personellen Angelegenheiten

wirtschaftlichen Angelegenheiten

§§ 87 ff. BetrVG


§§92 ff. BetrVG



§§ 106 ff. BetrVG




Stärke der Mitbestimmung

Betroffenheit der Arbeitnehmer




Unternehmerische Entscheidungsfreiheit (Risiko)

aa) Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten, § 87 BetrVG

- Voraussetzung der in § 87 BetrVG aufgezählten Rechte ist immer, daß keine tarifliche oder gesetzliche    Regelung besteht, vgl. § 87 Abs. 1 Eingangssatz BetrVG (sog. Vorrangtheorie).

- Beachte die Nein-Aber-Struktur
 des § 87 Abs. 1 BetrVG: Mitbestimmung bei

  Nr. 2 Länge der regelmäßigen Arbeitszeit? Nein, aber bei deren Verteilung,

  Nr. 3 Länge der regelmäßigen Arbeitszeit? Nein, aber bei deren vorübergehender Veränderung,

  Nr. 4 Höhe des Arbeitslohns? Nein, aber bei der Art der Auszahlung,

  Nr. 8 Einrichtung einer Sozialeinrichtung (Betriebliche Versorgungskasse)? Nein, aber bei deren inhaltlicher Ausgestaltung,

  Nr. 10 Einführung der Zahlung von Sonderleistungen? Nein, aber bei deren Verteilung.

- Grundsätzlich sind nur kollektive Maßnahmen mitbestimmungspflichtig, also nicht personenbezogene Einzelmaßnahmen wie die Anweisung an einen Arbeitnehmer, Überstunden zu leisten. Ausnahmen Nr. 1, Nr. 5 und Nr. 9.

- Ist einer der in § 87 BetrVG aufgezählten Fälle gegeben, so hat der Betriebsrat auch ein Initiativrecht ‑ er kann eine mitbestimmungspflichtige Maßnahme (allerdings nur zum Schutz der Arbeitnehmer) beim Arbeitgeber beantragen und bei Streit die Einigungsstelle anrufen (§ 87 Abs. 2 S. 1 BetrVG), deren Entscheidung (Spruch) gemäß § 87 Abs. 2 S. 2 BetrVG die Einigung ersetzt und daher wie eine Betriebsvereinbarung wirkt.

- Führt der Arbeitgeber eine Maßnahme, die von § 87 BetrVG erfaßt ist, ohne die Zustimmung des Betriebsrats durch, so ist die Maßnahme unwirksam (Theorie der Wirksamkeitsvoraussetzung).




bb) Mitwirkung in personellen Angelegenheiten, §§92ff. BetrVG, insbes. bei personellen Einzelmaßnahmen 

- § 102 BetrVG: Anhörung bei Kündigung

- § 99 BetrVG: Zustimmungsrecht. Voraussetzungen:

  (1) Personalmaßnahme (Einstellung, Versetzung oder Eingruppierung eines Arbeitnehmers) und

  (2) mind. 20 Beschäftigte im Betrieb.

Wenn der Betriebsrat seine Zustimmung verweigert hat, kann der Arbeitgeber beim Arbeitsgericht beantragen, die Zustimmung zu ersetzen (das tut das Gericht nur, wenn keiner der in § 99 Abs. 2 BetrVG aufgeführten Gründe vorlag). Bis zur Klärung des Streits unter den Voraussetzungen der §§ 100, 101 BetrVG ist nur eine vorläufige Durchführung der personellen Maßnahme möglich.

cc) Mitwirkung und Mitbestimmung in wirtschaftlichen Angelegenheiten, §§ 111ff. BetrVG

Unterrichtungs- und Beratungspflicht des Arbeitgebers bei Betriebsänderungen (abschließende [h.M.] Definition in § 111 BetrVG, wichtige Voraussetzung: mind. 20 Arbeitnehmer beschäftigt) und Pflicht, einen Interessenausgleich zu versuchen.

- Interessenausgleich = näherer Plan, wie die Betriebsänderung ablaufen soll. Wie § 112 Abs. 3 BetrVG zeigt (bloßes Mitwirkungsrecht des Betriebsrats), ist ein Interessenausgleich nicht erzwingbar. Wenn ein Interessenausgleich zustande kommt, so ist seine Durchführung nicht erzwingbar. Abweichungen führen nur zu Schadensersatzansprüchen der einzelnen Arbeitnehmer.

- Sozialplan = Ausgleich oder Milderung der durch die Betriebsänderung entstehenden Nachteile für Arbeitnehmer, § 112 Abs. 1 BetrVG. Der Sozialplan ist erzwingbar (§ 112 Abs. 4 und 5 BetrVG), es sei denn § 112a BetrVG greift ein. Daher im gesetzlichen Normalfall echtes Mitbestimmungsrecht. Die getroffenen Regelungen gelten als Betriebsvereinbarung (§ 112 Abs. 1 Satz 3 BetrVG)

b) Arten der Mitbestimmung:


Echte Mitbestimmungsrechte

Arbeitgeber kann Maßnahmen im Betrieb nur im Einvernehmen mit dem Betriebsrat treffen und dieser hat ein Initiativrecht, d.h. er kann vom Arbeitgeber eine Regelung verlangen.

1. Erzwingbare Mitbestimmung (insbesondere in sozialen Angelegenheiten, § 87 BetrVG; Sozialplan, § 112 Abs. 4 BetrVG, siehe aber § 112a BetrVG; § 91 BetrVG)

2.
Vetorechte (z.B. Personalfragebögen, Beurteilungsgrundsätze § 94 BetrVG; Auswahlrichtlinien, § 95 BetrVG)
Sonstige Mitwirkungsrechte

1. Unterrichtungs- und Informationsrecht in allen betrieblichen Angelegenheiten, die für den Betriebsrat von Interesse sind, §§ 80 Abs. 2, 90, 92, 99, 105 BetrVG

2. Anhörungsrecht, z.B. bei Kündigung, § 102 BetrVG

3. Beratungsrecht, z.B. Interessenausgleich, § 111 S. 1 BetrVG; Arbeitsschutz, § 90 Abs. 2 S. 1 BetrVG)

4.
Zustimmungsrecht, das nur zur gerichtlichen Überprüfung führt (insbesondere bei personellen Einzelmaßnahmen, z.B. Einstellung, Versetzung, § 99 Abs. 1 S. 1, Abs. 4 BetrVG; § 98 Abs. 2, Abs. 5 BetrVG, nicht aber § 102 Abs. 3 BetrVG)

c) Instrumente der Mitbestimmung

aa) Betriebsvereinbarung, § 77 BetrVG: 

Eine Betriebsvereinbung ist eine förmliche (d.h. schriftliche, § 77 Abs. 2 BetrVG) Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat über eine Angelegenheit, die zum Aufgabenbereich des Betriebsrats gehört. Sie wird rechtskonstruktiv als „Normenvertrag“ bezeichnet.

(1) Arten der Betriebsvereinbarung:

(a) Erzwingbare Betriebsvereinbarung: Die Betriebsvereinbarung ist erzwingbar im Bereich der echten Mitbestimmungsrechte („echt“ sind Mitbestimmungsrechte immer dann, wenn bei Streit eine Entscheidung der Einigungsstelle angeordnet ist, z.B. §§ 87 Abs. 2, 91 S. 2, 94 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2, 95 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 S. 2 BetrVG. Wie diese erzwungen wird, siehe unten Anrufung der Einigungsstelle).

(b) Freiwillige Betriebsvereinbarung in allen anderen Fällen.

(2) Inhalt der Betriebsvereinbarung:

Eine Betriebsvereinbarung kann über alle Inhalte geschlossen werden, die in der Regelungskompetenz der Betriebspartner liegen (z.B. nicht über den Bereich der privaten Lebensführung). Wichtig ist die Grenze des § 77 Abs. 3 BetrVG – Tarifvorrang - : bei bestehenden oder üblichen Regelungen in Tarifverträgen ist keine Betriebsvereinbarung möglich (d.h. Ausschluß des Günstigkeitsprinzips im Verhältnis Betriebsvereinbarung – Tarifvertrag!). Ausnahmen bestehen, wenn der Tarifvertrag Öffnungsklauseln enthält (§ 77 Abs. 3 S. 2 BetrVG), bei Sozialplänen (§ 112 Abs. 1 BetrVG) und im Rahmen des § 87 Abs. 1 BetrVG (wenn keine tarifliche Regelung besteht).

(3) Wirkung der Betriebsvereinbarung:

Nach § 77 Abs. 4 S. 1 BetrVG gelten Betriebsvereinbarungen unmittelbar und zwingend (greifen also in das Arbeitsverhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber ein). Allerdings gilt hier das Günstigkeitsprinzip, wenn im Arbeitsvertrag etwas ausdrücklich anders geregelt ist als in der Betriebsvereinbarung. Grundsätzlich ist kein Verzicht auf Rechte aus der Betriebsvereinbarung möglich; die Verwirkung von Rechten ist ausgeschlossen (§ 77 Abs. 4 S. 2 und 3 BetrVG).

(4) Beendigung der Betriebsvereinbarung:

Eine Beendigung ist durch Kündigung mit dreimonatiger Frist möglich (§ 77 Abs. 5 BetrVG). Aber: Nach § 77 Abs. 6 BetrVG gelten die Regelungen erzwingbarer Betriebsvereinbarungen auch nach ihrem Ende weiter, bis eine neue Abmachung getroffen wird.

bb) Regelungsabrede: 

Sie ist nicht gesetzlich geregelt und ist eine formlose Einigung zwischen Betrieb und Arbeitgeber; im Gegensatz zur Betriebsvereinbarung wirkt sie nicht unmittelbar auf die Arbeitsverhältnisse ein, sondern begründet nur Ansprüche zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber.

cc) Anrufung der Einigungsstelle gem. § 76 BetrVG: 

Wenn sich Arbeitgeber und Betriebsrat nicht einigen können, so können sie die Einigungsstelle anrufen. Für die Verfahrenseinleitung ist zu unterscheiden: Wenn der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ersetzt, also für beide Seiten verbindlich ist, reicht die Anrufung durch eine Seite, § 76 Abs. 5 S. 1 BetrVG (in allen Fällen der erzwingbaren Mitbestimmung). Ansonsten ist die Anrufung durch beide Seiten erforderlich. Die Entscheidung, d.h. der Spruch ist dann nur verbindlich, wenn beide Seiten sich ihm im voraus unterworfen oder ihn nachträglich angenommen haben, § 76 Abs. 6 S. 2 BetrVG. Die Entscheidung hat dann wie im Falle der erzwingbaren Mitbestimmung die Wirkung einer Betriebsvereinbarung.

dd) Unterlassungsanspruch bei Verletzung der Mitbestimmung durch den Arbeitgeber:

Der Betriebsrat kann nach § 23 Abs. 3 BetrVG bei groben Verletzungen des Mitbestimmungsrechts einen Unterlassungsanspruch geltend machen. Nach einer neuen Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts gibt es auch einen nicht ausdrücklich gesetzlich geregelten, aber aus § 2 BetrVG herzuleitenden allgemeinen Unterlassungsanspruch, dessen Durchsetzung nach umstrittener Ansicht auch im gerichtlichen Eilverfahren möglich ist.

d)
Zuständigkeit bei betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten

Rechtsstreitigkeiten

Soweit Ansprüche oder betriebsverfassungsrechtliche Rechtsfragen im Streit sind
Regelungsstreitigkeiten

Streit über den Inhalt neu zu schaffender Rechtsgrundlagen


Erzwingbare             Mitbestimmung
Mitwirkung


Arbeitsgericht
Einigungsstelle

§76 Abs. 5 BetrVG

(Zwangsschlichtung: Spruch der Einigungsstelle wirkt wie Betriebsvereinbarung)


Einigungsstelle

§ 76 Abs. 6 BetrVG

(freiwillig: Spruch bindet nur, wenn sich beide Seiten ihm unterwerfen)

Leistungsanspruch

Anspruchsgrundlagen:

z.B. § 40 Abs. 1 BetrVG (auf Geld oder Sachleistung), § 80 Abs. 2 BetrVG (auf Unterrichtung oder Vorlage von Unterlagen) oder Ansprüche aus einer Betriebsvereinbarung (z.B. auf Mitwirkung  bei der Errichtung einer Sozialeinrichtung)


Anspruch auf Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats

Anspruchsgrundlage: z.B. § 99 Abs. 4 BetrVG (personelle Einzelmaßnahme)

Unterlassungsanspruch

Anspruchsgrundlagen:

§ 23 Abs. 3 BetrVG/§ 1004 Abs. 1 S. 1 BGB analog/§ 823 Abs. 1 BGB/§ 78 S. 1 i.V.m. § 87 Abs. 1 BetrVG oder aus einer Betriebsvereinbarung (z.B. Überwachung von Alkoholverbot nicht durch Detektive) 
Beseitigungsanspruch

Anspruchsgrundlagen:

§ 1004 Abs. 1 BGB/§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 87 Abs. 1 BetrVG oder aus einer Betriebsvereinbarung




4. Betriebsänderungen

Eine Definition der Betriebsänderung findet sich in § 111 BetrVG. Unter Nr. 1 fallen auch Betriebseinschränkungen; ein Personalabbau wird erst als Betriebseinschränkung verstanden, wenn er einen größeren Umfang erreicht (mindestens 5% der Belegschaft, auch im Falle bloßer „Ausdünnung“). Eine grundlegende Änderung der Betriebsorganisation nach Nr. 4 liegt vor, wenn der Betriebsaufbau, die Gliederung oder die Zuständigkeiten einschneidend geändert oder Betriebsteile mit erheblichem Gewicht ausgegliedert werden. Der Betriebsübergang (§ 613a BGB) ist keine Betriebsänderung. Das BAG geht davon aus, daß „wesentliche Nachteile für die Belegschaft oder erhebliche Teile der Belegschaft in den Fällen Nr. 1 bis Nr. 5 stets vorliegen.

Im Falle der Betriebsänderung sollen Interessenausgleich und Sozialplan möglichst aufeinander abgestimmt werden. Beide können auch in derselben Urkunde niedergelegt werden.

Betriebsänderung (§ 111 BetrVG)


Unterrichtungs- und Beratungspflicht (§ 111 S. 1 BetrVG)


Interessenausgleich





Sozialplan

- Schriftform -






- Schriftform -

(„ob, wann und wie“)





(Ausgleich oder Milderung der 

§ 112 Abs. 1 Satz 1 BetrVG




wirtschaftliche Nachteile) 










§ 112 Abs. 1 Satz 2 BetrVG










Der Sozialplan hat Überbrück-










ungsfunktion. Typische Leistungen










sind z.B. Abfindungszahlungen,










Übernahme von Umzugskosten.






Abschluß ist nicht erzwingbar,



Abschluß ist erzwingbar außer

aber der Versuch. Wird kein Versuch 



in den Fällen des § 112a BetrVG

unternommen:






(reiner Stellenabbau)



str. : Stop der Betriebs-

Nachteilsausgleich



Einigungsstelle
änderung durch


gem. § 113 Abs. 3


(Spruch wirkt wie Betriebsvereinbarung)

Unterlassungsverfügung?

BetrVG

BAG: Nein


Weicht der Unternehmer vom


Interessenausgleich ab: 



Nachteilsausgleich gem. § 113 Abs. 1 

und 2 BetrVG


5. Wiederholungsfragen und Fälle

a) Wiederholungsfragen:

1.
Wodurch unterscheiden sich Betrieb und einem Unternehmen?

Ein Unternehmen ist eine von einem einheitlichen Rechtssubjekt (natürliche oder juristische Person) getragene organisatorische Einheit zur Verfolgung eines wirtschaftlichen oder ideellen Zwecks. Ein Betrieb hingegen ist eine organisatorische Einheit, mit der der Unternehmer allein oder in Gemeinschaft mit seinen Mitarbeitern einen bestimmten arbeitstechnischen Zweck (z.B. Fertigung eines Produkts) fortgesetzt verfolgt. Ein Unternehmen kann daher mehrere Betriebe haben, mehrere Unternehmen können aber auch einen Betrieb bilden. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn mehrere Unternehmen mit ihren Arbeitnehmern arbeitstechnische Zwecke, die nicht unbedingt identisch sein müssen, fortgesetzt verfolgen. Die Einheit der Organisation ist anzunehmen, wenn ein einheitlicher Leitungsapparat vorhanden ist, der die Gesamtheit der für die Erreichung der arbeitstechnischen Zwecke eingesetzten personellen, technischen und immateriellen Mittel lenkt (Faustformel daher: „Eine Personalabteilung ( ein Betrieb“). Für einen einheitlichen Betrieb mehrerer Unternehmen erfordert dies nach der Rechtsprechung des BAG eine Vereinbarung über die gemeinsame Führung des Betriebes.

2. Findet das BetrVG auch auf Betriebe des öffentlichen Rechts, Religionsgemeinschaften Anwendung?

Nach § 130 BetrVG findet das Betriebsverfassungsgesetz keine Anwendung „auf Verwaltungen und Betriebe des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts“. Statt dessen gilt dort das Personalvertretungsrecht (BPersVG bzw. landesrechtliche PersVGe).

Gemäß § 118 Abs. 2 BetrVG sind auch alle Religionsgemeinschaften und deren karitativen und erzieherischen Einrichtungen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform (s. auch § 112 BPersVG) aus dem Anwendungsbereich des BetrVG ausgenommen. Der Grund dafür ist die in Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Weimarer Reichsverfassung verfassungsrechtlich garantierte Kirchenautonomie.

3. Was sind Tendenzbetriebe? Gilt dort das BetrVG?

Tendenzbetriebe sind gem. § 118 BetrVG Betriebe und Unternehmen, die unmittelbar und überwiegend 

1.
politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Bestimmungen oder

2.
Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung, auf die Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG Anwendung findet,

dienen (z.B. Sekretariate politischer Parteien, Geschäftsstellen von Gewerkschaften/Arbeitgeberverbänden, Privatschulen, Buch- und Zeitschriftenverlage). Tendenzbetriebe und –unternehmen unterfallen zwar grundsätzlich dem Anwendungsbereich des BetrVG, die einzelnen Bestimmungen finden aber nur Anwendung, soweit die Eigenart des Unternehmens oder des Betriebes dem nicht entgegensteht, § 118 Abs.  S.1 2. Hs. BetrVG. Generell ausgeschlossen sind die §§ 106-110 (Unterrichtung in wirtschaftlichen Angelegenheiten) und die §§ 111-113 finden nur eingeschränkt Anwendung.

4.
Können leitende Angestellte in den Betriebsrat gewählt werden?

Nein, das BetrVG findet auf leitende Angestellte grundsätzlich keine Anwendung (obwohl diese begrifflich Arbeitnehmer sind), Ausnahmen: §§105, 107, 108 BetrVG. Eine abschließende (h.M.) Aufzählung der Merkmale eines leitenden Angestellten enthält § 5 Abs. 3 S. 2 BetrVG. Die leitenden Angestellten sind jedoch nicht ohne Vertretung im Betrieb, für sie gilt das Sprecherausschußgesetz: in Betrieben mit in der Regel 10 leitenden Angestellten können nach dem SprAuG Sprecherausschüsse gewählt werden, die die Belange der leitenden Angestellten des Betriebes durch Informations- und Anhörungsrechte vertreten.

5.
Wodurch unterscheidet sich die Betriebsversammlung vom Betriebsrat?

Die Betriebsversammlung besteht aus allen Arbeitnehmern des Betriebes (§ 42 BetrVG) und ist vom Betriebsrat mindestens einmal im Vierteljahr einzuberufen (§ 45 BetrVG). Dort können Angelegenheiten behandelt werden, die den Betrieb oder seine Arbeitnehmer unmittelbar betreffen. Jedoch hat die Betriebsversammlung keine  Entscheidungsbefugnisse.

6.
Welche Rechtsfolgen hat die Verletzung der Mitwirkungsrechte nach §§ 99, 100 BetrVG?

Nach h.M. hat ein Verstoß gegen §§ 99, 100 BetrVG bei Einstellung nicht die Unwirksamkeit des abgeschlossenen Arbeitsvertrages zur Folge. Der Arbeitgeber darf jedoch den betriebsverfassungswidrig eingestellten Arbeitnehmer nicht beschäftigen und muß die Vergütung nach § 615 BGB wegen Annahmeverzuges bis zur Beendigung des Arbeitsvertrages zahlen.

Eine nach §§ 99, 100 BetrVG betriebsverfassungswidrige Versetzung (Legaldefinition in § 95 Abs. 3 BetrVG) ist individualrechtlich unwirksam. Dies gilt selbst dann, wenn sie nach dem Arbeitsvertrag an sich zulässig wäre. Dies bedeutet, daß der Arbeitnehmer die Befolgung der Versetzungsanordnung verweigern darf und bei Nichtbeschäftigung am alten Arbeitsplatz seinen Lohnanspruch gem. § 615 BGB behält.

Beachte: Ein- und Umgruppierungen sind bloße Rechtsanwendungs- und keine Rechtsgestaltungsakte! Die Mitteilung des gefundenen Ergebnisses an den Arbeitnehmer hat daher lediglich deklaratorischen Charakter und dem Betriebsrat steht insofern lediglich ein Mitbeurteilungsrecht zur Richtigkeitskontrolle zu.




d) Besprechungsfälle 2 bis 6:

aa) Besprechungsfall 2:

Im Betrieb des Arbeitgebers A existiert eine Betriebsvereinbarung, nach der A ein freiwilliges Weihnachtsgeld von 500,- DM zu zahlen hat. Dies wird A zu teuer. Im Juni 2001 erklärt er daher, er kündige die Betriebsvereinbarung. Er sei aber bereit, eine neue Betriebsvereinbarung über die Zahlung von 300,- DM Weihnachtsgeld zu schließen. Der Betriebsrat lehnt dies ab. Weihnachten zahlt A an jeden Arbeitnehmer ein Weihnachtsgeld von 300,- DM. Arbeitnehmer B besteht auf die restlichen 200,- DM. Zu Recht?

bb) Besprechungsfall 3:

Das Unternehmen U, das 300 Arbeitnehmer beschäftigt, hat mit der zuständigen Gewerkschaft einen Firmentarifvertrag geschlossen, in dem festgelegt ist, daß die wöchentliche Arbeitszeit 28,8 Stunden beträgt. Als unerwartet zwei Mitarbeiter ausscheiden, bewirbt sich auf eine entsprechende Anzeige der B. In dem Einstellungsgespräch gibt er zu erkennen, daß er nur bereit ist, einen Arbeitsvertrag mit einem Stundenvolumen von 40 Stunden pro Woche abzuschließen. U ist hiermit einverstanden, da er die Hoffnung hat, daß B die Arbeit der beiden früheren Mitarbeiter alleine erledigen kann. Zum Ausgleich für den „übertariflichen“ Arbeitseinsatz will U die erbrachte Arbeitszeit nicht nur entsprechend dem tariflichen Stundenlohn vergüten, sondern B zusätzlich für die über 28,8 Stunden hinausgehende Arbeitszeit eine Zulage von 10 % zahlen. Als U bei dem zuständigen Betriebsrat die Zustimmung zur Einstellung beantragt, verweigert dieser fristgerecht und schriftlich die Zustimmung mit der Begründung, daß U durch die Arbeitszeitregelung gegen den Tarifvertrag verstößt.

cc) Besprechungsfall 4:

Die G-GmbH hat einen Betriebsrat. Die Betriebsleitung möchte, weil die Auftragslage dies erfordert, Sonderschichten für die Beschäftigten einführen. Der Betriebsrat ist dagegen. Er meint, es sei besser, Arbeitsplätze zu schaffen. Was kann der Betriebsrat tun ?

dd) Besprechungsfall 5:

Wie Fall 4: Der A ist Arbeitnehmer der G-GmbH. Die Betriebsleitung hat die Überstunden angeordnet. Der A hat die Arbeitsleistung verweigert. Daraufhin hat G die ordentliche Kündigung erklärt; A hat nicht gearbeitet. Die Kündigungsschutzklage des A ist erfolgreich. Erhält G das Geld für die Zeit nicht erbrachter Arbeitsleistung ?


ee) Besprechungsfall 6:

In Gemünd erscheinen zwei Zeitschriften: Der „Gemünder Bote“, welcher vom A-Verlag herausgegeben wird, und das „Gemünder Sonntagsblatt“, welches der B-Verlag herausgibt. In beiden Verlagen sind mehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigt. Die Verlagshäuser liegen nebeneinander.

Am 1. 5. 2000 vereinbaren beide Verlage, daß der B-Verlag aus „redaktionellen und herausgeberischen Gründen“ auf den A-Verlag übergehen soll. Sämtliche Arbeitnehmer und Mitarbeiter des B-Verlages werden vom A-Verlag übernommen. Der A-Verlag gliedert gleichzeitig – wie mit dem B-Verlag vereinbart – den übernommen Betrieb unter Auflösung der bisherigen Leitungs- und Organisationsstrukturen in seine Betriebshierarchie ein. Über diese Vorgänge wurden die Betriebsräte der beiden Verlage nicht informiert.

1) Sind durch die beschriebenen Maßnahmen die Beteiligungsrechte der Betriebsräte verletzt worden?

2) Am 1. 8. 2000 stellt die Unternehmensleitung des A-Verlages den S als Sportredakteur für das „Gemünder Sonntagsblatt“ ein. Der Betriebsrat wird nicht beteiligt. Kann der Betriebsrat des A-Verlages die Rückgängigmachung der Einstellung verlangen?

3) In den Betriebsräumen des ehemaligen B-Verlages hängt noch eine Betriebsvereinbarung vom 12. 12. 1999 mit folgendem Inhalt aus:

„In sämtlichen Räumen des Betriebs besteht ein Rauchverbot. Bei mehrmaligem Verstoß verhängt der Ordnungsausschuß eine Buße i.H.v. drei Stundenlöhnen.“

Sekretärin K verstößt mehrfach gegen das Verbot. Ihr Stundenlohn beträgt 25,- DM. Der Ordnungsausschuß verhängt gegen sie eine Buße i.H.v. 75,- DM. Daraufhin behält der A-Verlag vom Monatslohn der K 75,- DM ein und leitet sie verfahrensgemäß an das Rote Kreuz.

K hält dies nicht für richtig. Sie verlangt vom A-Verlag Zahlung von 75,- DM.

III. Koalitionen
 und Tarifverträge

1.
Tarifvertrag

= schriftlicher Vertrag, der von zwei oder mehr tariffähigen Partnern für einen bestimmten Geltungsbereich abgeschlossen ist und dessen normativer Teil für die beiderseits tarifgebundenen Parteien eines Arbeitsvertrags unmittelbar Anwendung findet.

2.
Tariffähigkeit

Nach § 2 Abs. 1 TVG (Tarifvertragsgesetz) sind nur Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, deren Spitzenorganisationen (§ 2 Abs. 2 und 3 TVG) und einzelne Arbeitgeber (!) tariffähig. Das (außer dem letzten) sind die in Art. 9 Abs. 3 GG gemeinten Koalitionen, allerdings nur, wenn sie

· freiwillige privatrechtliche Vereinigungen sind (nicht Zwangsverband, z.B. Studentenwerk, IHK)

· körperschaftlich organisiert sind (d.h. auf Dauer angelegt und mit der Möglichkeit zur demokratischen Willensbildung versehen, nicht reiner Zweckzusammenschluß. Gewerkschaften sind meist nicht-rechtsfähige, Arbeitgeberverbände meist rechtsfähige Vereine),

· überbetrieblich sind (weil ansonsten Einflußmöglichkeit des Arbeitgebers durch Entlassungen bestünde; Ausnahme: Postgewerkschaft),

· auf die Wahrung und Förderung der Arbeits‑ und Wirtschaftsbedingungen gerichtet sind und dazu geeignet sind, diese Ziele zu erreichen. Deshalb müssen sie nach der Rechtsprechung auch:

· sozial mächtig (durchsetzungsfähig; P! neugegründete Gewerkschaften) und

· gegnerfrei sein,

· nicht nach Art. 9 Abs. 2 GG verboten (weil sie gegen die verfassungsmäßige Ordnung o.ä. gerichtet) sind.

3.
Inhalt des Tarifvertrags

Der Tarifvertrag kommt durch Aushandeln zwischen den Tarifparteien zustande (daher „-vertrag“) und gilt ähnlich einem Gesetz auch für andere Rechtsverhältnisse, nämlich die einzelnen Arbeitsverträge der Gewerkschaftsmitglieder mit den jeweiligen Arbeitgebern (daher „Kollektiv“vertrag). Zunächst nur für diese, also für die organisierten Mitglieder der tarifschließenden Verbände, begründet der Tarifvertrag Rechte und Pflichten.

Der Tarifvertrag (TV) hat zwei Teile:

a)
Der schuldrechtliche Teil

In dem schuldrechtlichen Teil des TV sind ‑ wie in einem normalen Vertrag ‑ Pflichten nur zwischen den vertragschließenden Parteien geregelt. Herkömmlicherweise fallen darunter – auch, wenn es von den Tarifvertragsparteien nicht ausdrücklich geregelt wurde – die Friedens- und Durchführungspflicht. Die Friedenspflicht begründet für die Parteien des Tarifvertrags das Verbot, während der Laufzeit des Vertrags wegen einer im Vertrag geregelten Materie einen Arbeitskampf zu führen (relative Friedenspflicht). Aus der Durchführungspflicht folgt für die Tarifvertragsparteien die Pflicht, die getroffenen Vereinbarungen während der tarifvertraglichen Laufzeit durchzuführen und umzusetzen.

b)
Der normative Teil

Der normative Teil des Tarifvertrags enthält Rechtsnormen. Ein großer Teil der Tarifnormen betrifft den Inhalt, Abschluß und die Beendigung der jeweiligen Arbeitsverhältnisse (§§ 1 Abs. 1, 4 Abs. 1 TVG). Geregelt werden vor allem Löhne und Zulagen, Arbeitszeit, Urlaub, aber auch bestimmte Abschlußverbote oder -gebote. Zum Teil werden auch Form- oder Verfahrensfragen geregelt, z.B. Schriftformerfordernisse oder Ausschlußfristen, die die zulässige Geltendmachung von (tariflichen) Ansprüchen aus dem Arbeitsverhältnis von der Wahrung bestimmter Fristen abhängig machen. Tarifnormen können aber auch betriebliche Fragen, wie z. B. die Einrichtung von Umkleide- und Aufenthaltsräumen (sog. Betriebsnormen) betreffen. Ferner können betriebsverfassungsrechtliche Fragen tarifvertraglich geregelt werden (§§ 1 Abs. 1, 3 Abs. 2 TVG).

4. Die Geltung des Regeln des Tarifvertrags

a) Tarifgebundenheit


aa)
Der schuldrechtliche Teil

Hinsichtlich des schuldrechtlichen Teils werden nur Rechte und Pflichten für die Tarifvertragsparteien begründet, die nur zwischen den vertragschließenden Parteien wirken.


bb )
Der normative Teil

Die normative Wirkung von Tarifverträgen ergibt sich nach h.M. aus einer Delegation der Rechtssetzungsmacht vom parlamentarischen Gesetzgeber auf die Tarifvertragsparteien. Der normative Teil gilt unmittelbar und zwingend (wie Betriebsvereinbarungen) für das einzelne Arbeitsverhältnis, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist:



(1)
beiderseitige Tarifgebundenheit der Arbeitsvertragsparteien (= Arbeitgeber und Arbeitnehmer, vgl. § 4 Abs. 1 TVG). Beachte: 



-
keine Flucht aus dem Tarifvertrag, 3 Abs. 3 TVG (sog. Weitergeltung)



-
betriebliche und betriebsverfassungsrechtlichen Normen (= Fragen, die die Arbeitnehmer in ihrer Gesamtheit angehen z.B. Torkontrolle, Waschräume) gelten schon bei alleiniger Tarifgebundenheit des Arbeitgebers (§ 3 Abs. 2 TVG) oder




(2)
Das Arbeitsverhältnis fällt in den Geltungsbereich eines für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages

Sind bestimmte Arbeitnehmer nicht gewerkschaftlich organisiert, so können Tarifverträge dennoch auf deren Arbeitsverhältnisse einwirken, sofern der Tarifvertrag nach § 5 TVG für allgemeinverbindlich erklärt worden ist. Das geschieht durch staatlichen Hoheitsakt, dem der Tarifausschuß zustimmen muß.

b) Geltungsbereich


Hinsichtlich des Geltungsbereichs ist zu unterscheiden:

· räumlicher Geltungsbereich (richtet sich nach Vereinbarung oder satzungsmäßiger Zuständigkeit der Tarifvertragsparteien)

· zeitlicher Geltungsbereich (Beachte aber Nachwirkung des TV! s. unten c))

· betrieblicher oder fachlicher Geltungsbereich: P! des Zusammentreffens mehrerer Tarifverträge.

· Unterscheide 

Tarifkonkurrenz (= für ein Arbeitsverhältnis sind mehrere Tarifverträge einschlägig) und 

Tarifpluralität (= mehrere Tarifverträge sind in einem Betrieb fachlich einschlägig)

· Lösung des BAG nach den Grundsätzen der Tarifeinheit (= keine Anspruchskonkurrenz, sondern es findet nur ein Tarifvertrag Anwendung, entscheidend sind dafür die Geprägetheorie und der Vorrang des größeren Organisationsgrades) und der Tarifspezialität (z.B. Firmentarifvertrag vor Verbandstarifvertrag)

· persönlicher Geltungsbereich (z.B. DAG, Tarifvertrag nur für Auszubildende)

Dabei muß natürlich des Günstigkeitsprinzip beachtet werden (§ 4 Abs. 3 TVG; sog. Gruppenvergleich erforderlich, also Regelungsbereiche miteinander vergleichen, nicht einzelne Regeln).


c)
Die Nachwirkung

Gemäß § 4 Abs. 5 TVG gilt der normative Teil eines Tarifvertrags ‑ nicht der schuldrechtliche Teil – auch nach seinem Ablauf oder nach der Kündigung des Tarifvertrags weiter. Abweichende Vereinbarungen sind dann aber auch zuungunsten des Arbeitnehmers möglich. Die Nachwirkung gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, die erst nach dem Außerkrafttreten des Tarifvertrags begründet werden.

d)
Sonderfall: Geltung kraft arbeitsvertraglicher Bezugnahme auf Tarifvertrag
Fehlen Tarifgebundenheit oder Geltungsbereich, so können die Normen trotzdem durch arbeitsvertragliche Bezugnahme für das einzelne Arbeitsverhältnis in Kraft gesetzt werden. P! dabei: sog. dynamische und statische Verweisungen 

5.
Die Grenzen der Tarifautonomie

Aus Art. 9 Abs. 3 GG („zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen“) ergeben sich die äußeren Grenzen der Regelungszuständigkeit der Tarifvertragsparteien. Die Vertragsparteien haben bei ihrer Normsetzung aber auch rechtsstaatliche Grundsätze und zwingendes Gesetzesrecht sowie die Grenzen der Sittenwidrigkeit zu beachten (vgl. BAG DB 1990, 1095, 1096). Durch den Tarifvertrag darf außerdem nicht in den dem einzelnen Arbeitnehmer vorbehaltenen Individualbereich (Privatleben) eingegriffen werden, so daß es z.B. unzulässig wäre, den tarifgebundenen Arbeitnehmern die Pflicht zum Besuch bestimmter Bildungsveranstaltungen oder ein Verbot bestimmte Sportarten auszuüben aufzuerlegen (Art. 2 Abs. 1 GG, P! mittelbare oder unmittelbare Grundrechtswirkung).

6.
Einige praktische Hinweise zu den Tarifverträgen

a)
Nach § 6 TVG führt der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ein Tarifregister, das den Zweck hat, ein lückenloses Bild der bestehenden Tarifverträge zu vermitteln. Es ist öffentlich, genießt aber keinen öffentlichen Glauben, d.h., das Vertrauen auf Vollständigkeit und Richtigkeit wird nicht geschützt (vgl. Schaub § 209 1111).

b)
Die wichtigsten Arten der Tarifverträge sind:

aa)
In den Lohntarifen (auch: Lohnabkommen) wird der Lohn festgelegt. Übliche Laufzeit ist 1 Jahn Häufig wird nur die Vergütung für eine einzige, meist mittlere Tarifgruppe ziffernmäßig festgelegt. Es handelt sich um den sog. Ecklohn. Der Lohn der anderen Tarifgruppen wird in Prozentsätzen des Ecklohnes bestimmt (z13 75% für Hilfsarbeiter, 110% für Vorarbeiter). Die Tarifverhandlungen können sich dann auf die Veränderung des Ecklohnes beschränken.

bb)
In den Rahmen- oder Manteltarifverträgen werden die allgemeinen Arbeitsbedingungen geregelt, insbes. Einteilung der Arbeitnehmer in Lohn‑ und Gehaltsgruppen, Arbeitszeit, Urlaub, Kündigung, Arbeitsbefreiung aus persönlichen Gründen und Ausschlußfristen. Es handelt sich dabei um längerfristige Verträge, die häufig eine Laufzeit von 3 Jahren haben.

cc)
Daneben gibt es eine Vielzahl von Tarifverträgen, die nur einzelne Bereiche regeln wie den Rationalisierungsschutz, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, vermögenswirksame Leistungen, betriebliche Altersversorgung usw.

c)
Die öffentliche Hand als der größte deutsche Arbeitgeber schließt eigene Tarifverträge ab. Beispiel für Angestellte ist der Bundes-Angestellten-Tarifvertrag (BAT), für Arbeiter Manteltarifvertrag für Arbeiter des Bundes (MTB II). Kraft Verweisung in den Einzelarbeitsverträgen gelten die Tarifverträge hier regelmäßig auch für die nicht in der Gewerkschaft organisierten Arbeitnehmer.

Zur Vermeidung von Mißverständnissen sei hier noch einmal darauf hingewiesen, daß die Tarifverträge nicht für Beamte gelten, da diese nicht Arbeitnehmer im Rechtssinne sind. Die Arbeitsbedingungen der Beamten ergeben sich allein aus dem Beamtenrecht (Gesetze und Rechtsverordnungen), ergänzt durch Verwaltungsvorschriften.
7. Wiederholungsfragen und Fälle

a) Wiederholungsfragen:

aa)
Welchen verfassungsrechtlichen Anforderungen muß der Inhalt von Tarifverträgen genügen?

Die Tarifparteien sind bei der Gestaltung der Tarifnormen im Rahmen der durch Art. 9 Abs. 3 GG und einfachgesetzlich durch das Tarifvertragsgesetz abgesicherten Tarifautonomie zur Beachtung der Grundrechte verpflichtet. Insoweit gelten die Grundrechte unmittelbar. Das BAG stützt die im Ergebnis zutreffende These von der unmittelbaren Bindung der Tarifparteien an die Grundrechte in ständiger Rechtsprechung auf die Normsetzungsbefugnis der Tarifparteien (BAG AP Nr. 4 zu Art. 3 GG; s. auch BAG JZ 1999, 200). Der Gesetzgeber habe durch die Regelung des § 1 TVG eigene Normsetzungsbefugnisse an die Tarifparteien delegiert (sog. Delegationstheorie). Die von den Tarifparteien aufgestellten Tarifnormen haben die Funktion von Gesetzen im Sinne des Art. 1 Abs. 3 GG, so daß die unmittelbare Bindung an die Grundrechte vorgegeben ist. Im Schrifttum wird die Geltung der Grundrechte im tariflichen Normsetzungsverfahren teilweise anhand abweichender dogmatischer Lösungsansätze begründet. Die Bindung der Tarifparteien an die Grundrechte und die unmittelbare Pflicht zu ihrer Beachtung gegenüber den Tarifunterworfenen wird im Ergebnis allerdings nicht angezweifelt.

bb)Wo ist die Koalitionsfreiheit verankert, und welchen Inhalt hat sie?

Das Recht zur Bildung von Koalitionen und deren Betätigungsrecht im Arbeitsleben ist für jedermann in Art. 9 Abs. 3 GG verbürgt. Das Grundrecht bildet die rechtliche Basis weiter Teile des kollektiven Arbeitsrechts und zugleich die zentrale Vorschrift für das im übrigen richterrechtlich entwickelte Arbeitskampfrecht. Sein Schutzbereich umfaßt die im Sinne einer individuellen Koalitionsfreiheit die Freiheit des einzelnen, sich einer Koalition anzuschließen und zugleich eine Bestands- und Betätigungsgarantie zu Gunsten der Koalition selbst (kollektive Koalitionsfreiheit). Überwiegend wird auch das Recht, einer Koalition fernzubleiben (negative Koalitionsfreiheit) in Art. 9 Abs. 3 GG als verankert angesehen (BAG GS AP Nr. 13 zu Art. 9 GG). Der Bedeutung der geschützten Positionen für die arbeitsrechtliche Praxis trägt die gem. Art. 9 Abs. 3 S. 2 GG explizit angeordnete unmittelbare Drittwirkung im Privatrecht Rechnung. Abreden, die das Recht der Koalitionen einschränken oder behindern, sind nichtig. Darüber hinaus entfaltet Art. 9 Abs. 3 GG nach den allgemeinen Regeln auch eine mittelbare Drittwirkung. So darf ein Arbeitgeber seine Belegschaftsmitglieder weder durch direkte oder indirekte Maßnahmen zum Aus- oder Eintritt in eine Gewerkschaft bewegen. Gegen Maßnahmen, welche die positive Koalitionsfreiheit beeinträchtigen, können die betroffenen Arbeitnehmer, aber auch deren Verbände unter Berufung auf Art. 9 Abs. 3 GG vorgehen. Neuerdings erlebt die politische Diskussion über sog. Differenzierungsklauseln eine Renaissance. Von Teilen der Gewerkschaften wird erwogen, nichtorganisierte Arbeitnehmer nicht an den von den Gewerkschaften ausgehandelten Tariflohnerhöhungen teilhaben zu lassen, um dem Trittbrettfahrereffekt zu begegnen. Eine tarifliche Differenzierung zwischen Gewerkschaftsmitgliedern und Außenseitern verletzt jedoch die negative Koalitionsfreiheit der Nichtorganisierten und wäre daher unwirksam (BAG GS AP Nr. 13 zu Art. 9 GG).

Koalitionsfreiheit


Bestandsgarantie




Betätigungsgarantie



Koalitionsmittel

 (z.B. Recht auf Mitgliederwerbung)

(Abschluß von Tarifverträgen)


(Streik/Aussperrung)

cc)
In welche zwei Ebenen läßt sich der Tarifvertrag unterteilen?

Soweit der Tarifvertrag die Rechte und Pflichten von Tarifvertragsparteien regelt, spricht man vom schuldrechtlichen Teil. Die Rechtsnormen des Tarifvertrages, über den Inhalt, den Abschluß oder die Beendigung von Arbeitsverhältnissen sowie betriebliche oder betriebsverfassungsrechtliche Fragen betreffen, werden unmittelbar Inhalt der Arbeitsverträge und bilden den normativen Teil des Tarifvertrages. Wichtig: durch den schuldrechtlichen Teil werden (wie bei anderen Verträgen auch) nur die vertragschließenden Parteien, also die Gewerkschaft und der Arbeitgeber(verband) verpflichtet!

dd)Woraus ergibt sich die normative Wirkung des Tarifvertrages? Welche Konsequenz hat das für Verweisungen auf andere Tarifverträge oder Gesetze?

Die normative Wirkung des Tarifvertrages ergibt sich nach h.M. aus einer Delegation der Rechtssetzungsbefugnis vom parlamentarischen Gesetzgeber auf die Tarifvertragsparteien. Danach ist das TVG als Ausführungsgesetz zu Art. 9 Abs. 3 GG zu verstehen.

Es steht daher nicht in Einklang mit Art. 9 Abs. 3 GG, daß Tarifvertragsparteien die ihnen übertragene Rechtssetzungsbefugnis Dritten überlassen. Unbedenklich ist die tarifliche Bezugnahme auf einen bestimmten anderen Tarifvertrag (sog. statische Verweisung). Problematisch ist hingegen die Verweisung auf die jeweils gültigen Bestimmungen eines anderen Tarifvertrages. Solche sog. dynamischen Verweisungen sind nach dem Zweck der den Tarifvertragsparteien eingeräumten Rechtsetzungsbefugnis nur statthaft, wenn entweder die Tarifvertragsparteien auf einen von ihnen  selbst geschlossenen anderen Tarifvertrag in seiner jeweiligen Fassung verweisen oder wenn der verweisende Tarifvertrag in engem sachlichen Zusammenhang steht mit dem Geltungsbereich des in Bezug genommenen Tarifvertrags. Dynamische Verweisungen auf Gesetze sind hingegen zulässig, da in dem Fall die Rechtsetzungsbefugnis nicht auf Dritte übertragen oder horizontal oder nach unten delegiert wird, sondern lediglich an den parlamentarischen Gesetzgeber zurückgegeben wird.

ee) Welche schuldrechtlichen Inhalt haben alle Tarifverträge?

Stillschweigender Tarifinhalt sind stets die Durchführungs- und die Friedenspflicht. Bei der Friedenspflicht läßt sich unterscheiden zwischen der relativen und der absoluten Friedenspflicht. Die Relative Friedenspflicht ist Inhalt jeden Tarifvertrages und begründet die Verpflichtung, Arbeitskämpfe um tariflich bereits geregelte Punkte während der Laufzeit des Tarifvertrages zu unterlassen. Die absolute Friedenspflicht hingegen verbietet jegliche Kampfhandlungen während der Laufzeit des Tarifvertrages, und zwar auch dann, wenn Ziel des Arbeitskampfes ein tariflich noch nicht geregelter Punkt ist. Eine solche absolute Friedenspflicht besteht nur dann, wenn sie ausdrücklich geregelt ist.

Die Durchführungspflicht bedeutet, daß die Tarifvertragsparteien den Vertrag einhalten müssen und alles unterlassen müssen, was einer Durchführung entgegenstehen könnte. Daraus ergibt sich, daß die Tarifpartner auf ihre Mitglieder – ggf. durch Sanktionen wie z.B. Ausschluß - dahingehend Einwirken müssen, daß diese den Vertrag umsetzen.

b) Besprechungsfall 7:

U betreibt ein Bauunternehmen mit 25 Arbeitnehmern. Er gehört dem Arbeitgeberverband V an. In allen Arbeitsverträgen ist bestimmt: „Es gelten die zwischen V und der IG Bau (Bauen-Agrar-Umwelt) abgeschlossenen Tarifverträge in ihrer jeweiligen Fassung“. Der im Tarifvertrag festgesetzte Stundenlohn für Maurer beträgt 15,50 DM. U bezahlt aber allen Arbeitnehmern seit fünf Jahren einen um 0,50 DM über dem Tariflohn liegenden Stundenlohn, wobei er stets darauf hinweist, daß dies wegen der guten Ertragslage des Unternehmens geschehe. Die tägliche Arbeitszeit beträgt 8 Stunden.

Im Februar 2000 wird zwischen V und der IG Bau ein neuer Tarifvertrag geschlossen. Darin ist bestimmt, daß der tarifliche Stundenlohn für Maurer 16,- DM beträgt. Die tägliche Arbeitszeit wird auf 7,5 Stunden festgesetzt.

Da sich die Ertragslage des Unternehmens verschlechtert, möchte U nicht mehr die 0,50 DM Tariflohnerhöhung zahlen.

Die Maurer A und B sind jedoch der Meinung, daß sie nunmehr einen Stundenlohn von 16,50 DM verlangen können. A ist Mitglied der IG Bau, B nicht.

1) Haben A und B einen Anspruch auf Zahlung eines Stundenlohns von 16,50 DM?

Der Betriebsrat ist mit diesem Ergebnis unzufrieden. Er möchte U zum Abschluß einer Betriebsvereinbarung überreden, in welcher einer Zulage von 0,50 DM zum tariflichen Stundenlohn festgelegt werden soll?

2) Wäre eine solche Betriebsvereinbarung zulässig?

Außerdem möchte U die tägliche Arbeitszeit von 8 Stunden beibehalten. A und B erklären sich damit einverstanden, da sie den durch die Arbeitszeitverkürzung entstehenden Lohnausfall nicht hinnehmen wollen.

3) Kann U von der tariflichen Arbeitszeit abweichen?










� Fall nach: Heckelmann/Franzen, Fälle zum Arbeitsrecht, 2. Aufl., 2000, S. 179 ff. (abgewandelt).


�	So Hanau/Adomeit, Arbeitsrecht, 12. Auflage, 2000, D III 4c.


� Fall nach: Heckelmann/Franzen, Fälle zum Arbeitsrecht, 2. Aufl., 2000, S. 223 ff. (abgewandelt).





�	Dütz, Arbeitsrecht, 7. Aufl., 2002, Rn. 455-489.


�	Dütz, ebenda, Rn. 490-585.


� Fall nach: Heckelmann/Franzen, Fälle zum Arbeitsrecht, 2. Aufl., 2000, S. 254 ff. (abgewandelt).








